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PBNKDIFF

Sehr geehrte Damen und Herren,

ích danke für díe Übersendung des Entwurfs eines Gesetzes zur Bekämpfung des Rechtsextremis-

mus und der Hasskriminalität und die Möglichkeit hierzu eine Stellungnahme abzugeben.

Die Gewerkschaft Bundesbeschäftigte - vbob lehnt jegliche Gewalt und Form von extremístischem
Handeln, unabhängig ob von links oder rechts ab. Wir betrachten mit großer Sorge die Entwicklung
einer zunehmenden Verrohung von Sprache und im gesellschaftlichen Umgang, die sowohl in den
(anonymen) digitalen Medien, den Kommuníkationsplattformen, als auch im persönlíchen

Miteinander wahrzunehmen íst. Die Übergriffe auf Beschäftigte des öffentlichen Díenstes steigen

an und beschränken sich nicht nur auf exponierte BereÍche, wie Feuerwehr, Polizei- und Rettungs-

kräfte. Bedrohungen und Einschüchterungsversuche können heute alle Kolleginnen und Kollegen

treffen, die im öffentlichen Dienst ihre rechtsstaatlichen Aufgaben erfüllen.

Díe Gewerkschaft Bundesbeschäftigte unterstützt die lntention des Gesetzentwurfs einer effek-

tiveren Strafverfolgung gegen Personen, die sích gegen die freiheÍtlich-demokratische Grundord-
nung sowie die Regeln des Rechtsstaates stellen. Das Bestreben nach einem fríedlichen und

respektvollen Zusammenleben Miteinander bedarf dabei weíterhin einer Ausgewogenheit
zwischen Freiheit und Kontrolle.

ln dem vorgelegten Entwurf wird der Punkt 7 (Recht der Melderegister anpassen) des Maßnahmen-

katalogs (noch) nicht aufgegriffen. Der vbob sieht hier ebenfalls einen dringenden Handlungs-
bedarf. ln den vergangenen Jahren haben wir wiederholt Anfragen bzw. Beschwerden über die
Eíntragung von Auskunftssperren in den Melderegistern erhalten. Durch díe oben beschríebenen
gesellschaftlichen Entwicklungen hat sich der Kreis der Personen mit eínem schutzwürdígen
lnteresse ausgedehnt. Dem sollten die Gesetzgeber ebenfalls Rechnung tragen.
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